
Energieforum Petershausen  
 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen Energieforum Petershausen.  

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Petershausen und wird im Vereinsregister eingetragen. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das 1. Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr. 

 

§2 Zweck 

(1) Die Aufgabe des Vereins ist die Mitwirkung und Unterstützung der Gemeinde bei der Umsetzung 

des Klimaschutzleitbildes Petershausen. 

(2) Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den im Leitbild definierten Funktionen Energiemanager 

und Energiereferent ist beabsichtigt. 

(3) Der Verein nimmt wie ein „Träger öffentlicher Belange“ an der verbindlichen Bauleitplanung teil. 

(4) Dabei misst der Verein der Öffentlichkeitsarbeit zur Vernetzung und Einbindung der Gemeinde-

bürger eine große Bedeutung bei, er kooperiert hierbei mit Institutionen, Unternehmen, Vereinen, 

Verbänden und Parteien.   

(5) Ein besonderes Anliegen des Vereins ist die Förderung der Nutzung von erneuerbaren Energien, 

Energieeffizienz und  Energieeinsparung. Hierbei steht die Unterstützung zur Planung und Durch-

führung von Veranstaltungen im Rahmen des Leitbildprozesses, die Verbreitung von Informatio-

nen, etc., im Vordergrund.  

(6) Aktiv soll die Umsetzung des Leitbildes u. a. auch durch Anträge an den Gemeinderat unterstützt 

werden. 

  

§ 3 Tätigkeit des Vereins   

(1) Der Verein verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke, er ist nicht auf einen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb ausgerichtet, er arbeitet insoweit im Sinne der Gemeinnützigkeit.  

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsgemäßen Zwecken verwendet werden. 

(3) Kein Mitglied des Vereins oder eine andere Person darf durch Ausgaben, die den Zwecken des 

Vereins fremd sind, begünstigt werden. Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie haben beim Ausscheiden aus dem Verein keiner-

lei Ansprüche an das Vereinsvermögen. 

  

§ 4 Überparteilichkeit 

(1) Der Verein arbeitet überparteilich und unabhängig. 

 

§ 5 Mitgliedschaft    

(1) Es gibt nur natürliche oder juristische Mitglieder.  

(2) Alle Mitglieder haben die Ziele des Vereins zu unterstützen.  

(3) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. Die Ausübung von Mitgliedsrechten kann keiner ande-

ren Person übertragen werden. 
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a.) Mitgliedsaufnahme 

(4) Die Mitgliedschaft muß durch eine schriftliche Beitrittserklärung (Formular)  an den Vorstand 

beantragt werden. Die Vorstandschaft entscheidet über den Beitrittsantrag mit einfacher Stim-

menmehrheit der anwesenden Mitglieder. Das Ergebnis ist dem/der Antragssteller(in) schriftlich 

mitzuteilen, wobei evtl. Ablehnungsgründe nicht genannt werden müssen.  

 b.) Ende der Mitgliedschaft  

(5) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluß oder Tod des Mitglieds. Die 

freiwillige Beendigung kann lediglich zum Ende des Geschäftsjahres erfolgen. Sie muß spätes-

tens 6 Wochen vor dem Jahresende schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden. Mündli-

che Äußerungen genügen nicht. Bei Tod endet die Mitgliedschaft automatisch zum Ende des 

Geschäftsjahres. 

(6) Ein Mitglied kann aus wichtigem Grund von der Vorstandschaft mit Stimmenmehrheit 

ausgeschlossen werden, wenn das Mitglied in grober Weise dem Vereinszweck zuwider 

handelt oder gegen die Vereinsinteressen verstößt und den Verein in Misskredit bringt. 

Dieser vorgesehene Ausschluß ist dem Mitglied mit Begründung schriftlich mitzuteilen. 

Das Mitglied kann binnen 4 Wochen nach Zugang des Vorstandbeschlusses hiergegen, 

schriftlich beim Vorstand Berufung einlegen. Hierüber hat dann binnen eines Monats eine 

vom Vorstand einberufene außerordentliche Mitgliederversammlung zu entscheiden, dieser 

Beschluß ist endgültig. (s. Außerordentliche Mitgliederversammlung). Die Abstimmung er-

folgt mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder.  

(7) Ein Mitglied kann ausgeschlossen werden, wenn es mit Beitragszahlungen, evtl. Umlagen, etc. 

mehr als 1/2 Jahr im Rückstand ist und es nach 2facher schriftlicher Mahnung mit dem erforder-

lichen Betrag 30 Tage später immer noch im Rückstand ist. In diesem Fall kann die Vorstand-

schaft die Streichung aus der Mitgliederliste beschließen, sofern sie in der 2. Mahnung die Strei-

chung ausdrücklich angedroht hat. Die Mahnungen müssen mittels Zustellungsnachweis erfol-

gen. Nach erfolgter Streichung wird das Mitglied hierüber informiert.  

(8) Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grunde, erlöschen alle Ansprüche aus 

der Mitgliedschaft. Eine Rückgewährung von Beiträgen, Zuwendungen oder sonstigen Unter-

stützungsleistungen ist ausgeschlossen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige Beiträge, 

etc., bleibt hiervon ausdrücklich ausgenommen.  

 

§ 6 Vereinsfinanzierung, Mitgliederbeiträge und Zuwendungen durch andere Perso-

nen oder Organisationen  

(1) Die erforderlichen Geld- und Sachmittel für den Verein sollen durch Mitgliedsbeiträge, Spenden 

und Zuwendungen/Zuweisungen erfolgen.  

(2) Alle Mitglieder haben einen jährlichen Mitgliedsbeitrag zu leisten. Der Mitgliedsbeitrag wird in 

der Beitragsordnung geregelt, die Bestandteil der Geschäftsordnung ist, die durch die Vorstand-

schaft erstellt wird und ausdrücklich nicht Bestandteil der Satzung ist. Die Vorstandschaft 

schlägt die Höhe und Fälligkeit der Zahlung vor, die durch die Mitgliederversammlung bestätigt 

werden muß, hierzu ist eine einfache Mehrheit der in der MV anwesenden Mitglieder erforder-

lich.   

 (3) Vorschläge zur Änderung der Beiträge müssen in der Einladung zur MV ausdrücklich angege-

ben werden. 

(4) Zuweisungen durch die Gemeinde oder anderen Personen, Institutionen oder Organisationen 

sind vom Kassier im Kassenbericht jeweils einzeln aufzulisten und in der MV bekannt zugeben.  
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§ 7 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

I.) die Mitgliederversammlung 

II.) der Vorstand 

III.) der Beirat 

         Der Vorstand und der Beirat bilden die Vorstandschaft. 

 

I.) Mitgliederversammlung (MV) 

(1) Oberstes Organ ist die Mitgliederversammlung. Sie trifft ihre Entscheidungen mit einfacher 

Mehrheit der am Wahltag anwesenden Mitglieder, sofern nicht für einzelne Punkte (siehe Sat-

zungsänderungen § 8) abweichende Regelungen getroffen wurden. 

a.) Sie wählt die Vorstandschaft aus den Reihen der Mitglieder, ebenso 2 Kassenprüfer, die nicht 

der Vorstandschaft angehören.   

Sie entscheidet über: 

b.) den von der Vorstandschaft vorgelegten Rechenschaftsbericht des abgelaufenen Geschäftsjah- 

res, sowie über die vorgelegten Planungen und Aufgaben im neuen Geschäftsjahr,  

c.) den Kassenbericht mit Angaben des Prüfberichtes der Kassenprüfer, 

d.) die Entlastung des Vorstandes. 

e.) Die MV bestätigt die vorgesehene Erhöhung der Beiträge, etc., die vom Vorstand vorgeschlagen 

werden. 

f.) Die Änderung der Satzung, wie auch der evtl. Auflösung des Vereins. 

(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand mindestens 1x im Jahr, möglichst 

im 1. Vierteljahr des neuen Kalenderjahres unter Angabe der Tagesordnung schriftlich per 

Brief, E-Mail oder Fax einzuberufen. Sie muß spätestens 6 Wochen nach Eingang des schriftli-

chen Antrags tagen. Die genauen Tagesordnungspunkte werden in der Geschäftsordnung be-

stimmt. 

(3) Die Einladungsfrist mit Bekanntgabe der Tagesordnung beträgt 2 Wochen. Das Einladungs- 

schreiben gilt als zugestellt, wenn es an die letzte vom Mitglied an den Verein bekannt gegebe-

ne Adresse (Brief, E-Mail oder Fax) geschickt wurde. 

(4) Die Tagesordnung für eine ordentliche Mitgliederversammlung wird von der Vorstandschaft 

festgesetzt. Anträge der Mitglieder sind bis spätestens 7 Tage vor der Mitgliederversammlung 

beim Vorstand schriftlich oder per E-Mail einzureichen. Über die Anträge informiert der Vor-

stand zu Beginn der Versammlung. Bei einer außerordentlichen Mitgliederversammlung sind 

nur auf der Tagesordnung die Gründe für die Versammlung, wie die zu behandelnden Punkte 

anzugeben. 

(5) Dringlichkeitsanträge aller Vereinsmitglieder können während der Mitgliederversammlung  auf 

die Tagesordnung gesetzt werden, wenn mind. ¾ der anwesenden  Mitglieder der Behandlung 

der Anträge zustimmen. Ausgenommen hiervon sind ausdrücklich Satzungsänderungen wie 

auch der Antrag für die Auflösung des Vereins, wie auch Beitragserhöhungen, die grundsätz-

lich auf der ursprünglichen Einladung des Vorstandes angegeben sein müssen. 

(6) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn mindestens 25% der Mitglie-

der dies unter Angabe von Gründen schriftlich beim Vorstand beantragen, oder wenn eine 
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Neuwahl aufgrund von einer „Nichtentlastung“ des Vorstandes oder einzelner Vorstandsmit-

glieder erforderlich wird. Sie muß spätestens 6 Wochen nach Eingang des schriftlichen Antrags 

oder der „Nichtentlastung“ tagen. 

(7) Der von der Vorstandschaft intern benannte Vorstandssprecher leitet die Versammlung. 

(8) Die Wahl einzelner Vorstände, Beiräte, etc., kann jederzeit widerrufen werden. Hierzu ist eine 

außerordentliche MV einzuberufen. Eine mögliche Abwahl wird ausdrücklich auf einen wich-

tigen Grund beschränkt, dieser liegt vor, wenn eine grobe Pflichtverletzung oder die Unfähig-

keit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung vorliegt. Eine Abwahl während der Wahlperiode 

kann nur mit einer ¾ Mehrheit der anwesenden Mitglieder auf dieser außerordentlichen MV er-

folgen. 

(9) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einem Protokoll möglichst zeitnah nach der 

Versammlung niedergelegt. Sie ist vom Vorsitzenden der Versammlung und dem Schriftführer 

zu unterschreiben. Alle Vorstands- und Beiratsmitglieder erhalten eine schriftliche Ausferti-

gung per Post oder E-Mail. Auf Wunsch können auch die Mitglieder per E-Mail eine Abschrift 

bekommen. 

II.) Vorstand 

(1) Die Vorstandschaft des Vereins setzt sich aus einem Vorstand und einem optionalen Beirat 

zusammen. Der Vorstand besteht aus bis zu 4 gleichberechtigten Vorstandsmitgliedern, von 

denen je 2 gemeinsam den Verein nach außen vertreten, sowie einem Schriftführer und dem 

Kassier. Der Beirat wird aus bis zu 6 gewählten Beiratsmitgliedern gebildet (siehe auch Ab-

schnitt III). Näheres bestimmt die Geschäftsordnung. 

(2) Die gesamte Vorstandschaft ist ehrenamtlich tätig und erhält daher keine Bezahlung. 

 (3) Die Amtszeit der Vorstandschaft beträgt 2 Jahre. Sie bleibt bis zur Bestellung eines neuen 

Vorstandes im Amt. Eine Wiederwahl ist grundsätzlich möglich.  

(4) Die Vorstandschaft erstellt eine Geschäftsordnung, die nicht Bestandteil der Satzung ist. Diese 

Geschäftsordnung bedarf nicht der Zustimmung der Mitgliederversammlung. Als Ausnahme 

ist lediglich die Bestätigung des Punktes Beitragshöhe und Fälligkeit der Beiträge, die vom 

Vorstand vorgeschlagen werden, erforderlich. Die Beitragsordnung kann auf Wunsch eingese-

hen werden.  

(5) Die bis zu 4 Vorsitzenden können jeweils zu zweit bis zu 1.000 € für Zwecke des Vereins aus-

geben. Bis 5.000 € ist ein Beschluß der Vorstandschaft erforderlich. Darüber hinaus ist die Zu-

stimmung der MV erforderlich. Diese Beträge gelten aber nur solange, wie der Kassenbestand 

dies erlaubt oder eine Kreditaufnahme von der MV beschlossen wird.  

   (6) Der Kassier hat für jedes Jahr auf der Jahreshauptversammlung einen Kassenbericht vorzule-

gen, in dem die finanzielle Situation des Vereins genau dargelegt wird. Dieser  Kassenbericht 

ist vor der MV von den 2 Kassenprüfern zu prüfen und die Richtigkeit durch Unterschrift zu 

bestätigen. Die Kassenprüfer berichten dann der Mitgliederversammlung über das Ergebnis 

und schlagen dann ggf. die Entlastung des Vorstandes vor. Wenn eine Verweigerung mit mehr 

als 50% der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erfolgt, ist nach Punkt 6, Abs. 2 des 

Abschnitts „Mitgliederversammlung“ zu verfahren. 

III.) Beirat 

(1) Der Beirat  besteht aus bis zu  6 Mitgliedern, die von der MV für 2 Jahre mit dem Vorstand 

gewählt werden.   

(2) Die Wahl erfolgt schriftlich im  Block. Es können hier nur Vereinsmitglieder gewählt werden. 

Vorstandsmitglieder können nicht gleichzeitig Beiratsmitglieder sein.  
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§ 8 Satzungsänderungen, Auflösung des Vereins  

(1) Bei Satzungsänderungen ist dieser Punkt ausdrücklich in der Einladung zu der Mit-

gliederversammlung aufzuführen. Vorschläge zu Satzungsänderungen sind den Mitgliedern 

mindestens 1 Monat vor dem Verschicken der Tagesordnung zuzuleiten. Änderungsvorschläge 

der Mitglieder sind schriftlich an die Vorstandschaft zu richten.  Diese werden auf der MV be-

kannt gegeben. Für die Zustimmung zu diesen Vorschlägen ist eine Mehrheit von 3/4 der anwe-

senden Mitglieder erforderlich. Sind diese 3/4 nicht erreicht, ist der Antrag abgelehnt.  

(2) Bei Änderungen des Vereinszwecks ist auch bei diesem  Punkt wie unter Pkt. 1 beschrieben zu 

informieren. Hierfür  ist dann die Zustimmung aller Vereinsmitglieder, auch der nicht Anwesen-

den, erforderlich. Deren Zustimmung ist dann schriftlich einzuholen. Sofern  keine 100%ige Zu-

stimmung erfolgt, ist eine Änderung abgelehnt.    

(3) Auch bei einer freiwilligen Auflösung des Vereins ist dies in der Einladung zu vermerken. Die 

Tatsachen die zu diesem Schritt führen sind den Mitgliedern mindestens 1 Monat vor dem Ver-

schicken der Tagesordnung zuzuleiten. Bei einer freiwilligen Auflösung des Vereins entscheidet 

die Mitgliederversammlung mit ¾ Mehrheit der anwesenden Mitglieder über die Auflösung.  

(4) Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von dem zuständigen Registergericht oder dem 

Finanzamt vorgeschrieben werden, werden von der Vorstandschaft umgesetzt und bedürfen kei-

ner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern spätestens auf 

der nächsten Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

(5) Bei der Auflösung des Vereins durch Konkurs oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit aus an-

derem Grunde gelten die jeweiligen §§ des BGB. 

(6) Bei Auflösung oder bei Entzug der Rechtsfähigkeit des Vereins entscheidet die Mitgliederver-

sammlung mit ¾ Mehrheit der anwesenden Mitglieder, auf Vorschlag des Vorstandes, über den  

Verwendungszweck des Vereinsvermögens. 

  

§9 Haftung     
(1) Der Verein schließt eine Vereinshaftpflichtversicherung ab.  

(2) Die Haftung des Vereins beschränkt sich auf die Fälle, die durch die Vereinshaftpflichtversi-

cherung abgedeckt sind. Eine weitergehende Haftung wird ausgeschlossen.  

 

§10 Inkrafttreten der Satzung 

(1) Diese Satzung tritt mit dem Eintrag in das Vereinsregister in Kraft. Mit der Eintragung erhält     

der Name des Vereins den Zusatz „ eingetragener Verein“ „e. V.“ 


